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I certify that Document Number /AV JZ was 
introduced into evidence as Exhibit Number MA dls ISA 


in the Trial by the International Military Tribunal of 


1945, and that the attached photostat is a true and correct 


copy of the original. 
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I nereby certify tnat the annexed document TRE -PS 
No, Ub ~ ISA is a photostat of an original 
document submitted in evidence by the Mi bind 
Prosecution under this number, The original document 
has been withdrawn in accordance with Rule 10 of the 
International Military Triounal, and to the best of 
my Knowledge and belief is to be held at Me Wahiwal 
euren AH) | We Mu ge 1) (y 

<p 
dat Ir — 
PAUL A, JOOSTEN 


General Secretary 
International Military Tribunal 
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1) An 
den Herrn Chef des Oberkommandos 
der Vehrmacht. 


pe das Schreiben vom 15.Jumi 1944 
mm. See $ et ‚IT 


über die erde rn = ans a * 
Terrorflieger. 


Das Auswärtige Amt ist trots der suf 
der Hand liegenden außenpolitischen und 
völkerrechtlichen Einwendungen mit den be- 
abeichtigten Vorgeben in ganzen einversten- 
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Bei dex Prüfung im ei tm 
unterscheiden zwischen den mh 
Lyaohjustis und den Fällen der Sonderbe- 
hand lung durch den 8D. 


I. In den Fällen von Iynchjustis ict die 
scharfe Pixierung der strafrechtlichen Tat- 
bestiinde in den Ziffern 1 - 4 des Schrei- 
bene vou 15. Juni nicht sehr wesentlich. Bin- 
mal ist eine deutsche Behörde nicht unmittel 
bar verantwortlich; der Tod ist bereits 
eingetreten, bevor eine deutsche Behörde 

_ sich mit dem Fall beschäftigt, Sodann wer- 
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den in der Regel die Begleitunstände so 
sein, dal es nicht schwer sein wird, bei 
der Veröffentlichung den Fall in der geeig- 
neten Weise darzustellen, In den Füllen von 
Iynehjustis wird es daher in erster Linie 


Veröffentlichung richtig zu behandeln. 
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II. Das für die Sonderbehand lung 
durch den SD vorgesohlagens Verfahren mit 


nachfolgender Yerö/fentlichung wäre nur 

haltbar, wenn Deutschland sich aus diesen 
Anlaß gleichzeitig offen von den Bindungen 
der sur Zeit geltenden und von Deutschland 


noch anerkannten völkerrechtlichen Abmachun- 
gen lossagen wirde, Fenn ein feindlächer 
Flieger durch die Wehrmacht oder die Poli- 
sei aufgegriffen und in das Pliegeraufnähne- 


lager Oberursel eingeliefert worden ist, so 
ist er dadurch bereits in den rechtlichen 
Status des Kriogsgefangenen eingetreten, 
Für die strafrechtliche Verfolgung und Ver- 
urteilung von Kriegsgefangenen und für die 
Vollstreckung von Todesurteilen gegen 
Kriegsgefengene sind in dem Kriegsgefange- 
nen-Abkomnen vom 27.duli 1929 bestimmte Re- 
geln festgesetst, so zum Beispiel in Arti- 
kel 
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kel 66: Vollstreckung eines Todesurteils erst 
5 Monate nach Mitteilung des Todesurteils an 


. die Sohutzmacht; in Artikel 631 Verurteilung 


eines Kriegegefangenen muy durch dieselben Ge- 
richte und mach denselben Verfahren wie gegen 
Angehörige der Deutschen Wehrmacht, Diese Vor- 
schriften sind so prisise, daß der Versuch aus- 
siohtslos wäre, den Verstoß dagegen durch eine 
goochierte Art der Veröffentlichung in Bian- 


— fall zu verschleiern, Anderseits kann das "y 


kugwärtige int eine formelle Lossagung von dom 
Kriegsgefangenen-Abkommen aus diesen Anlaß | 
nicht empfehlen. | 
Bin Hot-Auswog wäre, daß man verdichtige 
feindliche Plieger suniichst überhaupt nicht 
in den rechtlichen Status von Kriegsgefange- 
nen eintreten Test, das heißt, del man ihnen 
sofort bei der Festnahme erklärt, sie würden 
nicht als Kriegegefangene, sondern als Ver- 
brecher betrachtet, daß sie nicht den für 
Eviegegefangene S sustindigen Stellen, also 
nicht einem Kriegsgefangenenlager, sonder 
den für die Verfolgung von Straftaten su- 
ständigen Behörden übergeben werden und das 
ste dam in einem besonderen Schnell justis- 


verfahren ad hoc abgeurteilt werden. Wenn da 
| 


bei der Vernehmung in diesen Verfahren aus 
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den Dogloi tunständen ergibt, daß dieses ve- 
sondere Verfahren auf den Einzelfall nicht | 
anwendbar ist, so könnten die betreffenden 
Flieger nachträglich im Binselfell in den 
rechtlichen Status von Kriegsgefangenen 
durch Rinlieferung in das Pliegeraufnahme- ` 
lager Oberursel überführt werden, Natlir- 
lich würde auch dieser Ausweg nicht davor 
sohlitsen, das gegen Deutschland Vorwürfe | 
wegen Verstoßes gegen die geltenden Abmac- | 
chungen erhoben werden, und vielleicht auch 
nicht davor, daß Repressalien gegm deut- 
sche Kriegsgefsugene ergriffen werden, 
Immerhin würde dieser Ausweg es ermöglichen, 
sine klare Linie zu vertreten und uns der 
Notwendigkeit entheben, entweder uns offen 
von den geltenden Abwachungen loszusagen 
oder bei der Veröffentlichung jede» Binzel- 
falles Ausreden zu gebrauchen, die niemand 
glaubt. 

Yon den unter Ziffer 1 = 4 des Bohrei- 
bens vom 15.Juni aufgeführten fa tbe st ind en 
sind die unter Ziffer 1 und 4 aufgeführten 
rechtlich einwandfrei. Die Tatbestände un- 
ter Ziffer 2 und Ziffer 3 sind rechtlich 


I 


nicht eimwandfrei. Das auswärtige Ant wäre 
aber bereit, sich darüber hinwegzusetzen. 
Viel- 
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l Vielleicht empfiehit es aich, die Tatbestände 
der Ziffern 1, 3 und 4 dahin Fusammenzufassen, 
daß jeder Angriff einen Fliegers mit Bordwaffen 
eat Zivilbevilkerung als Verbrechen behandelt 
wird, Die einzelnen Tatbestände der Ziffern 1, 3 
und 4 hätten dann nur die Redeutunz von besonders 
markanten Beispielen. Das Auswärtige Amt sicht 
auch keinen Grund, warum solche Angriffe nicht 
gesühnt werden sollen; wenn sie auf Zivilbe- 

| völkerung in gewöhnlichen Wohnhäusern, in Auto- 

mobilen, auf Flußschiffen usw, erfolgen, 


Das Auswärtige Amt geht davon aus, dal 
deutschen Fliegern bei Angriffen auf England 
die Anwendung von Boräwaffen gegen Zivilbevölke- 
Tung ganz allgemein untersagt ist. Soweit das 
Auswärtige Amt unterrichtet ist, ist ein solches 
Verbot von dem Oberbefehlshaber der Luftwaffe 
vor einiger Zeit erlassen worden. Auf die Tat- 
sache eines solchen Verbotes könnte bei einer 


allgemeinen Veröffentlichung hingewiesen werden. 
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III. Aus Vorstehandem ergibt sich die allgensi- 

ne Schlußfolgerung, daß das Schwergewicht 

der Aktion auf die Fülle der Lynohjustiz gelegt 

werden müsste, Wenn die Aktion in einem sol- 

chen Umfang durchgeführt wird, daß der Zweck, 

nämlich die Abechreckung feindlicher Flieger, 
wirklich 
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wirklich erreicht wird, was das Auswärtige Amt 
befürwortet, so müssten die Angriffe feindlicher 
Flieger mit Bordwaffen auf die Zivilbevölkerung 
in einer ganz anderen Weise propaganlistisch z 
herausgestellt werden als dies bisher geschehen 
ist; wenn nicht in der Öffentlichkeit des In- 
landes, so doch in der Propaganda nach dem Aus- 
land. Die zuständigen lokalen deutschen Stellen, 
vermutlich die Folizeibehörden, müssten angewie- 
sen werden, Uber jeden solchen Angriff jeweils 
sofort einen kurzen wahrheitsgemäßen Bericht 

mit Einzelheiten Uber Ort, Zeit, Zahl der Toten 
und Verletzten an eine Sammelstelle in Berlin 

zu geben. Diese Sammelstelle hätte diese Ba- 
richte dann sofort an das Auswärtige Ant zur 


Verwertung weiterzugeben, 


Da solche Angriffe mit Bordwaffen auf die 
Zivilvevilkerung auch in anderen Ländern, zum 
Beispiel in Frankreich, Belgien, Kroatien, 
Rumänien stattgefunden kaben, wären die in die- 
sen Bändern zuständigen deutschen Stellen oder 
Regierungen zu veranlassen, in der gleichen Wei- 
se solche Angriffe auf die Zivilbevölkerung 
zu sammeln und in Zusammenarbeit mit den deut- 
schen Stellen propagandistisch gegenüber dem 
Ausland zu verwerten, ` 

IV. In dem Schreiben vom 15, Juni ist die 
Absicht 
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Absicht mitgeteilt worden, daß vor jeder Ver- 
öffentlichung bis auf weiteres eine Verständi- 
zung u.a. mit dem Auswärtigen Amt herbeigeführt 
werden soll. Das Auswärtige’ Amt legt darauf be- 
sonderen Wert und zwar auch darauf, daß diese 
Verstäddigung nicht nur bis auf. weiteres, son- 
dern während der ganzen Dauer der Aktion er- 


folgt. 
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